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10.1.

Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuches - BauGB,
§§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung - BauNVO)

Sonstige Sondergebiete mit der Zweck-
bestimmung "Freiflächen- Photovoltaikanlage"
(§ 11 BauNVO)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung
und Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen
Anlagen, Einrichtungen und sonstige Maßnahmen, die dem
Klimawandel entgegenwirken

(§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

Flächen für Versorgungsanlagen, für die
Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung
sowie für Ablagerungen

Elektrizität

Grünflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB)

Grünflächen

Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den
Hochwasserschutz und die Regelung des Wasserabflusses

(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 4 BauGB)

Wasserflächen

SO

ZEICHENERKLÄRUNG

Bebauungsplan

HWE >HQ 200 Risikogebiet außerhalb von
Überschwemmungsgebieten - HQ 200
(nachrichtliche Übernahme)

10.2.

Zweckbestimmung: Gewässerrandstreifen
gemäß § 38 WHG

13.

13.1.

13.2.1.

13.2.2.

13.2.2.

15.

15.5.

15.13.

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen
zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von
Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für
Bepflanzungen und für die Erhaltung von
Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Bepflanzungen, sowie von Gewässern
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25b und Abs. 6 BauGB)

Erhaltung: Bäume

Sonstige Planzeichen

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu
belastende Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Höhenlinie mit Höhenangabe in Meter über
Normalhöhennull (übernommen von LVermGeo
Sachsen-Anhalt, Kostenfreie Geobasisdaten)

Flurstücksgrenze; Flurstücksnummer

Flurgrenze, Flurnummer

Gebäudebestand - katastermäßig erfasst

80/2

FLUR 6

Hinweise zur Planunterlage

32.00 m
über NHN

Photovoltaikmodule

Baum - Bestand

Flurstücksgrenze; Flurstücksnummer

Flurgrenze, Flurnummer

Gebäudebestand - katastermäßig erfasst

80/2

FLUR 6

Hinweise zur Planunterlage

Zaunanlage

Toranlage

Gas-Hochdruckleitung stillgelegt - Avacon

Fernmeldeleitung - Avacon

Leitungen - Bestand

ZEICHENERKLÄRUNG

Vorhaben- und Erschließungplan

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

Grundstückszufahrt / Wirtschaftsweg

Grünfläche

Pflanzfläche für Baum- und Gehölzgruppen

Pflanzfläche für Gehölze- und Blühstreifen

Gehölzfläche - Bestand

Transformator

Bach / Graben - Bestand

Baumschutzstreifen für die
angrenzenden Pappeln

Übergabestation

Technische Anlagekomponenten
(Speichersysteme, Transformatoren,
Wechselrichter etc.)

PLANUNTERLAGE
Die verwendete Planunterlage enthält den Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich bedeutsamen baulichen
Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach. Sie ist hinsichtlich der planungsrelevanten Bestandteile geometrisch
einwandfrei. Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfreimöglich.

Hansestadt Stendal, den ..............................                      Siegel                                ...............................................
                                                                                                                                            Bastian Sieler
                                                                                                                                        Oberbürgermeister

AUSFERTIGUNG
Die Übereinstimmung des textlichen und zeichnerischen Inhaltes dieses vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und des
Vorhaben- und Erschließungsplanes mit dem Willen des Stadtrates sowie die Einhaltung des gesetzlich vorgeschriebenen
Verfahrens zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes wird bekundet.

Hansestadt Stendal, den ..............................                      Siegel                                ...............................................
                                                                                                                                            Bastian Sieler
                                                                                                                                        Oberbürgermeister

GENEHMIGUNG
Gemäß § 10 Abs. 2 BauGB wurde die Genehmigung für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 39/21 für das Sondergebiet
„Solarpark Hoher Weg östlich“, bestehend aus Planzeichnung (Teil A), Textteil (Teil B) und Vorhaben- und Erschließungsplan

mit Verfügung der Höheren Verwaltungsbehörde vom ....................... Az: ............................................. - mit Nebenbestimmungen
und Hinweisen - erteilt.

Hansestadt Stendal, den ..............................                      Siegel                                ...............................................
                                                                                                                                            Bastian Sieler
                                                                                                                                        Oberbürgermeister

INKRAFTTRETEN
Die Erteilung der Genehmigung für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 39/21 für das Sondergebiet „Solarpark Hoher
Weg östlich“ sowie die Stelle, bei welcher der Bebauungsplan während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann

und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in der Zeit vom ........................ bis zum ..........................
ortsüblich bekanntgemacht worden.

Die Satzung ist am ...................... in Kraft getreten.

In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften (§ 214 Abs.1 Satz 1
Nr. 1 und 2 BauGB) und von Mängeln der Abwägung sowie auf Rechtsfolgen (§ 215 BauGB) und weiter auf die Fälligkeit
und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) hingewiesen worden.

Hansestadt Stendal, den ..............................                      Siegel                                ...............................................
                                                                                                                                            Bastian Sieler
                                                                                                                                        Oberbürgermeister

Die Planurkunde umfasst den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 39/21 für das Sondergebiet „Solarpark Hoher Weg östlich“
sowie den Vorhaben- und Erschließungsplan für das Sondergebiet „Solarpark Hoher Weg östlich“.

Hansestadt Stendal, den ..............................                      Siegel                                ...............................................
                                                                                                                                            Bastian Sieler
                                                                                                                                        Oberbürgermeister

GELTENDMACHUNG DER VERLETZUNG VON VORSCHRIFTEN
Innerhalb eines Jahres nach lnkrafttreten der Satzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 39/21 für das Sondergebiet
 „Solarpark Hoher Weg östlich“,
1.  ist eine beachtliche Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften gemäß § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB in Verbindung mit
     § 215 BauGB beim Zustandekommen der Satzung
2.  ist eine, unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB, beachtlich Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis Satzung
     und des Flächennutzungsplans und
3.  sind Mängel des Abwägungsvorgangs gemäß § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB
schriftlich gegenüber der Hansestadt Stendal unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhalts gemäß § 215 Abs. 1
BauGB nicht geltend / geltend gemacht worden.

Hansestadt Stendal, den ..............................                      Siegel                                ...............................................
                                                                                                                                            Bastian Sieler
                                                                                                                                        Oberbürgermeister

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS
Der Stadtrat der Hansestadt Stendal hat die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 39/21 für das
Sondergebiet „Solarpark Hoher Weg östlich“ gemäß § 2 Abs. 1 bis 4 BauGB am 11.10.2021 beschlossen.

Hansestadt Stendal, den ..............................                      Siegel                                ...............................................
                                                                                                                                            Bastian Sieler
                                                                                                                                        Oberbürgermeister

BETEILIGUNG DER ÖFFENTLICHKEIT UND BEHÖRDEN
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte durch Auslegung vom 20.07.2023 bis
zum 22.08.2023.
Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Nachbargemeinden sind
am 20.07.2023 gemäß § 4 Abs. 1 BauGB unterrichtet und zur Äußerung auch im Hinblick auf die Umweltprüfung aufgefordert
worden.

Der Stadtrat hat am ................... den Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 39/21 für das Sondergebiet
„Solarpark Hoher Weg östlich“ mit Begründung, grünordnerischem Fachbeitrag sowie Umweltbericht gemäß § 3 Abs. 2 BauGB
beschlossen und zur öffentlichen Auslegung bestimmt.

Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 39/21 für das Sondergebiet „Solarpark Hoher Weg östlich“
bestehend aus Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung mit Umweltbericht und grünordnerischem
Fachbeitrag, hat gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom .................... bis zum ........................ zu jedermanns Einsicht
öffentlich ausgelegen.
Die öffentliche Auslegung ist am ....................... ortsüblich bekanntgemacht worden.

Den berührten Trägern öffentlicher Belange wurde gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom ................... Gelegenheit zur
Stellungnahme gegeben.

Hansestadt Stendal, den ..............................                      Siegel                                ...............................................
                                                                                                                                            Bastian Sieler
                                                                                                                                        Oberbürgermeister

ABWÄGUNG
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am ...................... den Beschluss über die vorgebrachten Anregungen der Öffentlichkeit und der
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gefasst. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

Hansestadt Stendal, den ..............................                      Siegel                                ...............................................
                                                                                                                                            Bastian Sieler
                                                                                                                                        Oberbürgermeister

SATZUNGSBESCHLUSS
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am .................. den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 39/21 für das Sondergebiet
„Solarpark Hoher Weg östlich“ gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen.

Die Begründung und der Umweltbericht zur Satzung wurde mit Beschluss des Stadtrates vom ...................... gebilligt.

Hansestadt Stendal, den ..............................                      Siegel                                ...............................................
                                                                                                                                            Bastian Sieler
                                                                                                                                        Oberbürgermeister

TEIL B  - TEXTTEIL
In Ergänzung der Festsetzungen durch Zeichnung, Farbe, Schrift oder Text gilt folgendes:

A)  PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
§ 9 Abs. 1 BauGB, BauNVO und BauO LSA

1.     Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1, 2 BauGB, §§ 1 - 14 BauNVO)

Als Art der baulichen Nutzung ist entsprechend der zeichnerischen Darstellung des
Bebauungsplans (siehe Planzeichnung) festgesetzt:

Sonstiges Sondergebiet gemäß § 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung der Errichtung
und dem Betrieb von einer Freiflächen-Photovoltaikanlage.

Zulässig sind:
· in Geltungsbereich 1, Teilfläche 1 und Teilfläche 2 sowie in Geltungsbereich 2:

- die Errichtung und der Betrieb von freistehenden, nachgeführten Solarmodulen auf
Stahlträgerkonstruktionen, die ohne Fundamentierung in den anstehenden Boden
gerammt werden,

- unbefestigte Wege, die dem Betrieb und der Unterhaltung der Photovoltaikanlage
dienen, einschließlich eines Graswegs zur Umfahrung der Anlage für Wartungs- und
Reparaturarbeiten,

- sonstige Nebenanlagen wie Zuleitungen und Einfriedungen sowie technische
Einrichtungen (Transformatoren, Kameramasten etc.),

- sowie die landwirtschaftliche Nutzung der nicht durch bauliche Anlagen
beanspruchten Flächen.

· in Geltungsbereich 1, Teilfläche 3:
- ausschließlich die zum Betrieb der Photovoltaikanlage notwendigen technischen und

baulichen Nebenanlagen (z. B. Wechselrichter, Speicher- und
Transformatorenstationen, Kameramasten und sonstige technische Komponenten),

- Wege und befestigte Flächen, die dem Betrieb und der Unterhaltung der
Photovoltaikanlage dienen, einschließlich der erforderlichen Aufstellflächen für
technische Einrichtungen,

- sowie sonstige Nebenanlagen wie Zuleitungen und Einfriedungen.

· Einfriedungen
Zulässig sind landschaftsbildverträgliche, transparente Zäune in dezenten, matten
Naturtönen (z. B. Braun oder Grün) sowie Metallzäune. Massive Einfriedungen, wie Mauern
oder Sockelkonstruktionen, sowie die Verwendung von Stacheldraht sind unzulässig.

Im Bereich der südlichen Grenze des Geltungsbereichs 1, Teilfläche 3 gilt abweichend:
Aufgrund des angrenzenden, ökologisch sensiblen Gehölzbestandes mit ausgewachsenen
Pappeln, deren Wurzelbereiche bis in das Plangebiet hineinreichen, ist die Errichtung von
Einfriedungen in diesem Abschnitt ausschließlich auf oberirdischen Bodenfundamenten (z. 
B. Schwerlastplatten, Punktfundamente o. Ä.) zulässig. Eingriffe in den Boden – wie das
Rammen von Zaunpfosten – sind in diesem Bereich unzulässig.

2.     Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 21a BauNVO)

2.1 Grundflächenzahl - GRZ
Es ist eine Grundflächenzahl von 0,8 zulässig. Die Fläche der Solarmodule ist dabei
senkrecht projiziert anzurechnen.

2.2   Höhen baulicher Anlagen
Es sind  zulässig:

- Modulhöhe - MH:  Gemäß DIN SPEC 91434 muss der freie vertikale Bereich
zwischen der landwirtschaftlich nutzbaren Fläche (Geländeoberfläche) und dem
untersten Punkt der Drehachse der Solarmodule mindestens 2,10 m betragen.
Daraus ergibt sich eine Mindesthöhe der Drehachse von 34,10 m über NHN. Die
Module dürfen in vertikaler Position eine Höhe von 35,50 m ü NHN nicht
überschreiten.

- Gebäudehöhe - GH: Nebenanlagen/- gebäude bis zu einer maximalen Höhe von
36,50 m über NHN

- Kameramasten bis zu einer maximalen Höhe von  38,00 m über NHN
- Einfriedungen sind bis zu einer maximalen Höhe von 34,20 m über NHN zulässig.

Die Installation eines Übersteigschutzes ist zulässig.
Einfriedungen sind ohne Sockel auszuführen. Die Zaunelemente müssen dabei einen
Abstand von mindestens 20 cm zur Bodenoberfläche aufweisen.

2.3 Oberer Höhenbezugspunkt
MH: oberer Abschluss Modultisch
GH: oberer Abschluss Nebenanlagen/- gebäude = Attika bei Flachdach, First bei geneigtem
Dach

2.4   Unterer Höhenbezugspunkt
Als unterer Höhenbezugspunkt gilt eine Geländeoberfläche von 32,00 m über NHN

3.     Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO, § 6 BauO LSA)

Überbaubare Grundstücksflächen
Baugrenzen: entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen.
Sämtliche baulichen Anlagen und Nebenanlagen sind nur innerhalb der in der
Planzeichnung definierten Baugrenze zulässig.
Einfriedungen, Betriebswege und Zuleitungen sind auch außerhalb der überbaubaren
Grundstücksfläche zulässig.

4.     Führung von Versorgungsleitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Alle Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu verlegen.

5.     Wasserflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz und die
Regelung des Wasserabflusses
(§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6 BauGB)

Entlang der Fließgewässer 2. Ordnung (Flottgraben und Rohrweidegraben) ist jeweils ab
Oberkante Böschung auf beiden Seiten ein 5 Meter breiter Streifen von jeglicher Be- und
Überbauung freizuhalten (Gewässerrandstreifen).

Die Errichtung einer Überfahrt über den Rohrweidegraben ist zum Zwecke der Erschließung
der auf einer Teilfläche des Flurstücks 101 in der Flur 93 gelegenen Plangebiets zulässig.
Die Überfahrt ist als Einfeld-Brücke herzustellen. Eine Verrohrung des Fließgewässers ist
nicht zulässig. Die Einfeld-Brücke ist so zu konzipieren, dass die Ufer des Fließgewässers
nicht unterbrochen werden und der Freibord den bestehenden Abflussquerschnitt nicht
verringert. (Für die Errichtung der Brücke ist eine wasserrechtliche Genehmigung zu
beantragen.)

6.   Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

6.1   Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung
Eine nächtliche Beleuchtung des Sondergebiets ist nicht zulässig. Bei der Errichtung der
Photovoltaik-Anlage sind ausschließlich reflexionsarme Solarmodule und Aufständerungen
gemäß dem aktuellen Stand der Technik zum Insektenschutz zu verwenden.

6.2   Maßnahmen zur Grünlandbewirtschaftung
Unter den Photovoltaikmodulen ist ein landwirtschaftlich nutzbares Grünland zu entwickeln.
Sofern erforderlich ist eine Grünlandeinsaat vorzunehmen.

6.3   Ausgleichsmaßnahmen
Für die Ausgleichsmaßnahmen A1 und A2 sind jeweils Grünstreifen mit einer Breite von
acht Metern anzulegen. Die Länge beträgt bei A1 ca. 77 Meter, bei A2 ca. 534 Meter.

In der Mitte der Grünstreifen ist jeweils eine durchgehende, dreireihige Feldhecke aus
standortgerechten, heimischen Sträuchern  sowie Bäumen als Überhälter zu pflanzen. Die
Pflanzung erfolgt in drei Reihen mit einem Reihenabstand von jeweils 1,0 Meter. Innerhalb
der Reihen beträgt der Pflanzabstand der Sträucher 0,75 Meter, die Überhälter-Bäume
werden im Abstand von 10 Metern zueinander gepflanzt.

Die Pflanzen sind in der Qualität 2xv (zweimal verpflanzt) mit einer Pflanzhöhe von 60 bis
100 cm zu verwenden.

Die gehölzfreien Randstreifen der Grünstreifen sind als Blühstreifen mit einer
Wildblumenmischung anzulegen, die speziell als Schmetterlings- und Wildbienensaum
geeignet ist (100 % Blumenanteil). Diese Flächen sind dauerhaft zu erhalten und zu
pflegen.

Im Rahmen der Ausgleichsmaßnahme A3 sind die auf den betreffenden Flächen
vorhandenen Gehölze vollständig zu erhalten. Zusätzlich sind diese Flächen durch gezielte
Nachpflanzungen zu ergänzen.

Hierzu sind vier Baumgruppen mit jeweils fünf Bäumen anzulegen. Die Bäume sind im
Pflanzraster von 1,50 x 1,50 Metern zu pflanzen. Ergänzend sind sechs Strauchgruppen mit
jeweils 60 Sträuchern anzulegen, ebenfalls im Pflanzraster 1,50 x 1,50 Meter. Die
Pflanzgruppen sollen so gestaltet werden, dass sie eine natürliche und standortgerechte
Vegetationsstruktur fördern.

Es darf ausschließlich standortgerechtes und heimisches Pflanzmaterial aus gebietseigener
Herkunft verwendet werden. Das Herkunftsgebiet der eingesetzten Gehölze ist verbindlich
anzugeben. Für den vorliegenden Standort ist nachweislich Pflanzmaterial aus dem
Herkunftsgebiet 2 (Mittel- und Ostdeutsches Tief- und Hügelland) zu verwenden.

Alle Gehölze sind dauerhaft zu erhalten und fachgerecht zu pflegen. Pflanzausfälle sind
zeitnah und fachgerecht nachzupflanzen.

7. Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
       (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchst. a) und Abs. 6 BauGB)

Auf der entsprechend festgesetzten Fläche ist eine umlaufende Bepflanzung aus
standortgerechten, heimischen Gehölzen anzulegen. Die Bepflanzung erfolgt in elf
umlaufenden Pflanzreihen. Die Pflanzreihen sind im Abstand von 1,50 Metern zueinander
anzuordnen. Innerhalb der Reihen ist ein gleichmäßiger Pflanzabstand von ebenfalls 1,50
Metern einzuhalten.
Die Pflanzung ist als gestufte Gehölzstruktur aus Bäumen, Sträuchern und ergänzendem
Unterwuchs auszuführen.

Es darf ausschließlich standortgerechtes und heimisches Pflanzmaterial aus gebietseigener
Herkunft verwendet werden. Das Herkunftsgebiet der eingesetzten Gehölze ist verbindlich
anzugeben. Für den vorliegenden Standort ist nachweislich Pflanzmaterial aus dem
Herkunftsgebiet 2 (Mittel- und Ostdeutsches Tief- und Hügelland) zu verwenden.

Alle Gehölze sind dauerhaft zu erhalten und fachgerecht zu pflegen. Pflanzausfälle sind
zeitnah und fachgerecht nachzupflanzen.

Im Geltungsbereich 2 ist die südwestliche Einfriedung durch Kletterpflanzen zu begrünen.

8.  Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen,
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchst. b) und Abs. 6 BauGB)

Der Gehölzbestand auf den in der Planzeichnung gekennzeichneten Flächen ist dauerhaft
zu erhalten.  Die Gehölze sind vor Verbiss durch die Weidenutzung zu schützen.
Abgängige Gehölze sind in der darauffolgenden Pflanzperiode gleichartig zu ersetzen.

9. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

Die festgesetzten Flächen sind mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der
Unterhaltungspflichtigen der Fließgewässer zu belasten.

10.   Zeitliche Begrenzung der Zulässigkeit von festgesetzten Nutzungen
(§ 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB)

Die Zulässigkeit der baulichen Nutzung (Sondergebiet Freiflächen- Photovoltaikanlage) ist
auf 30 Jahre nach Inbetriebnahme der Anlage begrenzt.
Nach Ablauf der Nutzungsdauer ist die bauliche Nutzung als Sondergebiet weiter zulässig,
soweit ein Weiterbetrieb der Anlage geplant ist. Die Zulässigkeit der baulichen Nutzung
endet mit der Einstellung des Anlagenbetriebs.
Endet die Zulässigkeit der baulichen Nutzung als Sondergebiet, wird als Folgenutzung
„Fläche für die Landwirtschaft“ festgesetzt.

B)    HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN

1. Meldepflicht von Bodendenkmalen §§ 9-13 Denkmalschutzgesetz des Landes
Sachsen-Anhalt
Bei Funden im Zusammenhang mit Erdarbeiten (Bodendenkmale wie Mauern,
Steinsetzungen, Bodenverfärbungen oder z.B. Scherben, Knochen, auffällige Häufungen
von Steinen, Steingeräte, Skelettreste) sind das Landesamt für Denkmalpflege und
Archäologie Sachsen-Anhalt und die Untere Denkmalschutzbehörde des Landkreises
Stendal unverzüglich zu verständigen. Erdarbeiten bedürfen der archäologischen
Begleitung durch das Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt und
sind der Behörde rechtzeitig, jedoch spätestens 14 Tage vor Beginn anzuzeigen.

2.  Bei Bekanntwerden / Auffinden von Altablagerungen (schadstoffkontaminierte Medien)
und/oder Auftreten von Verdachtsmomenten für das Vorhandensein von Schadstoffen im
Boden, der Bodenluft oder im Grund-/Schichtenwasser ist das Landkreis Stendal,
Umweltamt, Hospitalstraße 1-2, 39576 Hansestadt Stendal gemäß § 2 Thüringer
Bodenschutzgesetz (ThürBodSchG) unverzüglich zu informieren und die weitere
Vorgehensweise abzustimmen.

3.  Während der Bauarbeiten ist unnötiges Befahren, Lagerung von Fremdstoffen etc.
insbesondere in der näheren Umgebung des Plangebiets zu vermeiden. Die Durchlässigkeit
des gewachsenen Bodens ist nach der baubedingten Verdichtung wiederherzustellen.
Die Größe von Versiegelungsflächen im Planungsraum ist auf das erforderliche Maß zu
beschränken. Flächen, für die aus technologischen Gründen kein Erfordernis zur
Vollversiegelung gegeben ist, sind in wasserdurchlässiger Bauweise auszuführen.

4.    Für die Bau- und Rückbauphase der Photovoltaik-Freiflächenanlage ist eine bodenkundliche
Baubegleitung nach DIN 19639 - Bodenschutz bei Planung und Durchführung von
Bauvorhaben zu beauftragen.

5.    Die Böden im Planungsraum und damit deren natürliche Bodenfunktionen gemäß § 3 Abs. 2
Nr. 1 BBodSchG sind vor schädlichen Bodenveränderungen durch physikalische und
stoffliche Einwirkungen bei der Bauausführung und - nach Aufgabe der zulässigen Nutzung
der Photovoltaik-Freiflächenanlage - bei den Rückbauarbeiten zu schützen. Nach Aufgabe
der zulässigen Nutzung der Photovoltaik-Freiflächenanlage und deren vollständigem
Rückbau sind Verdichtungen im Untergrund aller Rückbauflächen unter Maßgabe der
Regelungen der DIN 18915 - Landschaftsbauarbeiten zu lockern.

6.   Teile der von der Planung betroffenen Flurstücke liegen innerhalb einer ausgewiesenen
Kampfmittelverdachtsfläche (ehemals bombardiertes Areal). Bei allen Tiefbauarbeiten und
sonstigen erdeingreifenden Maßnahmen ist daher mit dem Auffinden von Kampfmitteln zu
rechnen. Vor Beginn entsprechender Arbeiten ist ein Antrag auf Kampfmittelüberprüfung
beim Ordnungsamt des Landkreises Stendal zu stellen.

    Beim Auffinden von Munitionskörpern im Rahmen der Erschließung und Bebauung des
Plangebietes ist umgehend die örtliche Ordnungsbehörde, die zuständige Polizei oder der
Kampfmittelräumungsdienst zu benachrichtigen.

7.  Die Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft sind spätestens in dem auf den Beginn des Vorhabens folgenden Jahr
abzuschließen.

8.   Der Flächenverbrauch und der Bodenaushub im Planungsraum sind auf das erforderliche
Maß zu beschränken. Vor Einbau ortsfremder Materialien ist deren Unbedenklichkeit
gegenüber der Unteren Bodenschutzbehörde nachzuweisen. Der bei Baumaßnahmen
anfallende Oberboden, welcher nicht einer Wiederverwendung im Plangebiet zugeführt
wird, ist zu sichern.
Die Wiederverwendung ist mit der Untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Stendal
abzustimmen. Die Zwischenlagerung des Mutterbodens hat gemäß der DIN 19731 -
Verwertung von Bodenmaterial - in trapezförmigen Mieten mit einer max. Höhe von 2 m zu
erfolgen. Das Bodenmaterial ist vor Vernässung und Verdichtung zu schützen. Bei einer
Lagerungsdauer über 6 Monate ist die Miete mit tiefwurzelnden, winterharten und stark
wasserzehrenden Pflanzen zu begrünen.

9. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes grenzt an der nördlichen Seite an
landwirtschaftlich genutzte Flächen. Bei Anlage des Zaunes ist der § 24 Abs. 2
Nachbarschaftsgesetz Sachsen-Anhalt - NbG (Abstand Einfriedung zu landwirtschaftlich
genutzten Grundstücken) zu beachten.

10. Es wird darauf hingewiesen, dass das gesamte Plangebiet innerhalb eines
Hochwasserrisikogebietes "Hochwasser mit niedriger Warscheinlichkeit" - Extremereignis
(200-jähriges Ereignis – HQ 200/HQ extrem ohne Berücksichtigung von
Hochwasserschutzanlagen) liegt.

11.    Die Begründung dient der Darlegung des Bebauungsplanes.

  Hansestadt Stendal, den .........................                  Siegel                       ...............................................
                                                                                                                         Bastian Sieler
                                                                                                                      Oberbürgermeister

Rechtsgrundlagen:

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017
(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl.
2023 I Nr. 394) geändert worden ist;

- Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.
November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 2   des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl.
2023 I Nr. 176) geändert worden ist;

-  Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2023   (BGBl. 2023 I Nr. 88)  geändert worden ist;

-  Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021   (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist;

- Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt
durch  Artikel 48 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024   (BGBl. 2024 I Nr. 322) geändert
worden ist;

-  Bundes-Bodenschutz-Gesetz (BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), das zuletzt
durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar  2021 (BGBl. I S. 306) geändert worden ist;

-  Bundes-Immissionsschutz-Gesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123),  das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 3.
Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225) geändert worden ist;

-  Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
18. März 2021 (BGBl. I S. 540), das durch Artikel  13 des Gesetzes vom 8. Mai 2024 (BGBl.
2024 I Nr. 151) geändert worden ist;

-  Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch
Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023   (BGBl. 2023 I Nr. 409) geändert worden ist;

- Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10. September 2013 (GVBl. LSA 2013,  440, 441) letzte berücksichtigte
Änderung: Inhaltsübersicht, §§ 65 und 87 geändert sowie § 64 neu gefasst, §§ 64a bis 64e neu
eingefügt und Anlage angefügt durch Gesetz vom 13. Juni 2024 (GVBl. LSA S. 150);

-  Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (DenkmSchG LSA) vom 21. Oktober
1991 (GVBl. LSA S. 368), zuletzt geändert durch  Artikel 2 des Dritten
Investitionserleichterungsgesetzes vom 20. Dezember 2005 (GVBl. LSA S. 769);

- Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17. Juni
2014, letzte   berücksichtigte Änderung: zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16.
Mai 2024 (GVBl. LSA S. 128, 132);

-  Naturschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (NatSchG LSA) vom 10. Dezember 2010
(GVBl. LSA 2010, 569), letzte berücksichtigte  Änderung: zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 28. Oktober 2019 (GVBl. LSA S. 346);

-  Straßengesetz für das Land Sachsen-Anhalt (StrG LSA) vom 6. Juli 1993 (GVBl. LSA
1993, 334), letzte berücksichtigte Änderung: zuletzt   geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 21. März 2023 (GVBl. LSA S. 178);

-  Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung im Land Sachsen-Anhalt (UVPG LSA)
vom 27. August 2002, letzte berücksichtigte Änderung:   §§ 1 und 3 geändert, § 2 neu gefasst,
§ 4 angefügt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Dezember 2019 (GVBl. LSA S. 946);

- Wassergesetz für das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom 16. März 2011, letzte
berücksichtigte Änderung: zuletzt geändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 7. Juli 2020
(GVBl. LSA S. 372, 374)
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STAND: 24.09.2025 HEMPEL+TACKE GMBH

Lage des Geltungsbereiches 1

Lage des Geltungsbereiches 2

Größe der Geltungsbereiche

Gemarkung Stendal, Flur 18, Flurstücke 133/2, 472/132,
605/134, 611/134, 693/131, 879, 881, 882, 885, 397 tlw., 126/3
tlw., 126/10 tlw.; Flur: 93, Flurstück 101

Gemarkung Stendal, Flur 93, Flurstücke 29, 30, 31, 33, 34, 36,
58, 92, 35 tlw., 91 tlw., 93 tlw.

ca. 16,90 ha (1: ca. 9,35 ha, 2: 7,55 ha)
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